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Abwägungskatalog zum 1. und. 2. Entwurf  
 

Behörden - und Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß § 1 Abs. 7 BauGB 
Auslegung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB:   1. Entwurf vom 25.11.2019 bis 10.01.2020 

   2. Entwurf vom 15.10.2020 bis 15.11.2020 

 

Abwägung zum 1. Entwurf  
Lis-

ten 

Nr. 

Träger öffentlicher 

Belange 

Datum Anregung Empfehlung zur Abwägung des Stadtrates Beschluss 

      a) Behörden 

1.0 Landesverwaltungs-

amt Sachsen-Anhalt 

Abteilung 4 

Landwirtschaft und 

Umwelt 

Referat 407 Natur-

schutz 

 

03.12.2019 Hiermit übersende ich Ihnen die Stellungnahme des Referates 407 

zum o.g. Bebauungsplan: 

Die Belange des Naturschutzes und der Landschaftspflege für den 

hier benannten Bebauungsplan vertritt die Naturschutzbehörde des 

Landkreises Börde. 

 

Hinweis: 

Umweltschadensgesetz und Artenschutzrecht sind zu beachten. Ich 

verweise in diesem Zusammenhang insbesondere auf § 19 

BNatSchG i.V. m. dem Umweltschadensgesetz (vom 10. Mai 2007, 

BGBl. Teil I S. 666) sowie auf die §§ 44 und 45 BNatSchG. 

 

- Der Landkreis Börde wurde am Verfahren beteiligt.  

 

 

 

 

 

 

-Das Umweltschadensgesetz und der besondere Artenschutz (hier 

europäisch geschützte Arten FFH-Anhang IV-Arten und die euro-

päischen Vogelarten) sind auf Ebene des B-Planes zum jetzigen 

Sachstand berücksichtigt worden.  

 

Kein Beschluss erfor-

derlich. 

1.1 Landesverwaltungs-

amt Sachsen-Anhalt 

Abteilung 4 

Landwirtschaft und 

Umwelt 

Referat Immissions-

schutz 

 

17.12.2019 Aktenzeichen: 21102/01-1740/2019.BP 

Kurzbezeichnung:  

Gröningen [Westliche Börde]-1740/2019.BP-Hederslebener Weg 

 

Aus der Sicht der Oberen Immissionsschutzbehörde bestehen zum 

Planentwurf keine Bedenken in Bezug auf die von unserem Zustän-

digkeitsbereich erfassten Belange. In der unmittelbaren Umgebung 

und im Geltungsbereich befinden sich keine Anlagen, die nach dem 

BImSchG genehmigungsbedürftig sind und für deren Überwachung 

das Landesverwaltungsamt zuständig ist. 

 

 

 

 

 

Es wurden keine Anregungen vorgebracht, die eine Abwägung er-

forderlich machen. 

Kein Beschluss erfor-

derlich. 

1.2 Landesverwaltungs-

amt Sachsen-Anhalt 

Abteilung 4 

19.12.2019 Gemäß Erlass des Ministeriums für Landesentwicklung und Verkehr 

Sachsen-Anhalt zur Regelung der Beteiligung der Öffentlichkeit so-

wie der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange bei der 

- Es wurden keine Anregungen vorgebracht, die eine Abwägung er-

forderlich machen. Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 

Der Landkreis Börde als untere Denkmalschutzbehörde sowie das 

Kein Beschluss erfor-

derlich. 
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Lis-

ten 

Nr. 

Träger öffentlicher 

Belange 

Datum Anregung Empfehlung zur Abwägung des Stadtrates Beschluss 

Landwirtschaft und 

Umwelt 

Referat Denkmal-

schutz 

 

Aufstellung von Bauleitplänen und Satzungen nach den §§ 34 Abs. 

4 Nr. 2 sowie 35 Abs. 6 BauGB - Trägererlass - vom 20.12.2017 sind 

unter Nr. 8 des Verzeichnisses zum öffentlichen Belang „Denkmal-

schutz und Denkmalpflege" das Landesamt für Denkmalpflege und 

Archäologie und die obere Denkmalschutzbehörde/Landesverwal-

tungsamt als zu beteiligende Behörde benannt worden. 

Aufgabe des Denkmalschutzes und der Denkmalpflege ist es, Kul-

turdenkmale als Quellen und Zeugnisse menschlicher Geschichte für 

die Nachwelt zu bewahren. 

In der Regel hat dies die untere Denkmalschutzbehörde durch Ne-

benbestimmungen und Hinweise im denkmalrechtlichen Genehmi-

gungsverfahren nach § 14 Abs. 1 und 2 Denkmalschutzgesetz des 

Landes Sachsen-Anhalt (DenkmSchG LSA) zu gewährleisten. Für 

den Bereich der Stadt Gröningen ist der Landkreis Börde die zustän-

dige untere Denkmalschutzbehörde, § 8 Abs. 1 DenkmSchG LSA. 

Soll ein Kulturdenkmal durch Maßnahmen im Plangebiet zerstört 

werden, ist dies gemäß § 14 Abs. 1 Nr. 5 i.V.m. Abs. 10 DenkmSchG 

LSA vorher bei mir zu beantragen. 

Neben oben angeführtem Trägererlass sind auch gemäß § 8 Abs. 3 

DenkmSchG LSA Vorhaben, die innerhalb von Gemeinde-, Gebiets-

, Verkehrs- und anderen Planungen Kulturdenkmale nach § 2  

DenkmSchG LSA berühren, dem Landesamt für Denkmalpflege und 

Archäologie zur Stellungnahme vorzulegen. 

Ich bitte um Beachtung der Stellungnahmen des Denkmalfachamtes 

und schließe mich den denkmalfachlichen Aussagen darin an. Ei-

gene Einwände bestehen nicht. 

Bei weiteren Änderungen bitte ich jeweils um erneute Beteiligung 

des Landesverwaltungsamtes, Referat Denkmalschutz, UNESCO-

Weltkulturerbe. 

 

Landesamt für Denkmalpflege und Archäologie wurden am Verfah-

ren beteiligt.  

Die Anregungen des Landesamtes für Denkmalpflege und Archäo-

logie wurden berücksichtigt.  

2.0 Regionale Planungs-

gemeinschaft  

Magdeburg 

 

15.01.2020 Die vorläufige Stellungnahme gilt nur im Falle der Feststellung der 

Raumbedeutsamkeit durch die Oberste Landesentwicklungsbe-

hörde, Ref. 24. 

Die Regionale Planungsgemeinschaft Magdeburg (RPM) nimmt ge-

mäß § 2 Abs. 4 in Verbindung mit § 21 Landesentwicklungsgesetz 

des Landes Sachsen-Anhalt (LEntwG LSA) vom 23. April 2015 für 

ihre Mitglieder, zu denen der Landkreis Börde, Landkreis Je-

richower Land, die Landeshauptstadt Magdeburg sowie der Salz-

landkreis gehören, die Aufgabe der Regionalplanung wahr. 

-Es wurden keine Anregungen vorgebracht, die eine Abwägung er-

forderlich machen.  

 

 

 

 

 

 

 

 

Kein Beschluss erfor-

derlich. 
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Lis-

ten 

Nr. 

Träger öffentlicher 

Belange 

Datum Anregung Empfehlung zur Abwägung des Stadtrates Beschluss 

Die Regionalversammlung hat am 02.06.2016 den Entwurf des Re-

gionalen Entwicklungsplanes der Planungsregion Magdeburg mit 

Umweltbericht zur öffentlichen Auslegung und Trägerbeteiligung 

vom 11.07.2016 bis 11.10.2016 beschlossen. Mit Beginn der öffent-

lichen Beteiligung gelten für das Gebiet der Planungsregion Magde-

burg in Aufstellung befindliche Ziele der Raumordnung, die als 

sonstige Erfordernisse der Raumordnung gemäß § 4 Abs. 1, 2 ROG 

in Abwägungs- oder Ermessensentscheidungen und bei sonstigen 

Entscheidungen öffentlicher Stellen über die Zulässigkeit raumbe-

deutsamer Planungen und Maßnahmen zu berücksichtigen sind. Am 

14.03.2018 hat die Regionalversammlung die Abwägung der einge-

gangenen Anregungen, Hinweise und Bedenken zum 1. Entwurf des 

Regionalen Entwicklungsplans für die Planungsregion Magdeburg 

beschlossen. Gegenwärtig wird der 2. Entwurf vorbereitet. 

Mit dem Bebauungsplan "Hederslebener Weg" möchte die Stadt 

Grönigen Baurecht für 3 Einfamilienhäuser schaffen. Eine Alterna-

tivprüfung hat ergeben, dass Bauplätze, die gemäß § 34 BauGB be-

baubar wären, aufgrund zersplitterter Eigentumsverhältnisse oder 

fehlender Veräußerungsbereitschaft der Eigentümer nicht genutzt 

werden können. 

Bei der Auseinandersetzung mit den in Aufstellung befindlichen 

Zielen des Regionalen Entwicklungsplanes Magdeburg wurde fol-

gerichtig festgestellt, dass Gröningen als Grundzentrum festgelegt 

wurde und die geplante Bebauung sich in der Abgrenzung des 

Zentralen Ortes befindet. 

Grundzentren sind als Standorte zur Konzentration von Einrichtun-

gen der überörtlichen Grundversorgung mit Gütern und Dienstleis-

tungen sowie der gewerblichen Wirtschaft zu sichern und zu entwi-

ckeln. Sie sind in das Netz des öffentlichen Personennahverkehrs 

einzubinden. (1. Entwurf REP MD, Z 20) 

Die Zentralen Orte als Impulsgeber für die regionale Entwicklung 

sind vorrangig zu sichern. Die funktional-räumlichen Beziehungen 

von Wohnen, Arbeit, Versorgung, Bildung, Erholung sind durch den 

Aufbau und den Erhalt entsprechender Verkehrsmittel und Kommu-

nikationsmedien zu stärken. 

 

Nach Auffassung der RPM sind die sonstigen Erfordernisse der 

Raumordnung des in Aufstellung befindlichen Regionalen Ent-

wicklungsplanes mit dem Vorhaben vereinbar. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

-Die Feststellung, dass die sonstigen Erfordernisse der Raumordnung 

des in Aufstellung befindlichen Regionalen Entwicklungsplanes mit 

dem Vorhaben vereinbar sind, wird zur Kenntnis genommen. 
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Lis-

ten 

Nr. 

Träger öffentlicher 

Belange 

Datum Anregung Empfehlung zur Abwägung des Stadtrates Beschluss 

Da es sich um die 1. Auslegung des REP MD handelt, wird darauf 

hingewiesen, dass sich im Laufe des Verfahrens Änderungen erge-

ben können. 

Die Feststellung der Vereinbarkeit der o.g. Planung/Maßnahme mit 

den Zielen der Raumordnung und Landesplanung erfolgt gemäß § 2 

Abs. 2 Nr. 10 LEntwG LSA durch die oberste Landesentwick-

lungsbehörde im Rahmen der landesplanerischen Abstimmung 

in Form einer landesplanerischen Stellungnahme. 

 

 

 

 

 

 

3.0 Landkreis Börde 

Fachbereich 1 

FD Kreisplanung  

 

18.12.2019 Seitens des Landkreises wird mit folgenden Hinweisen und Anre-

gungen Stellung genommen. 

 

Amt für Kreisplanung 

Raumordnung und Regionalplanung  

Die Ziele und Grundsätze der Raumordnung sind im Gesetz über den 

Landesentwicklungsplan des Landes Sachsen-Anhalt (LEP-LSA 

2010) vom 11.03.2011 (GVBl LSA Nr. 6/2011, S. 160) und die kon-

kreten Ziele und Grundsätze der Raumordnung im Regionalen Ent-

wicklungsplan (REP MD) der Planungsregion Magdeburg (be-

schlossen am 17.05.2006, am 29.05.2006 genehmigt und am 

30.06.2006 bekanntgemacht (außer Teilplan Wind, der durch Urteil 

des BVerwG 2016 außer Kraft gesetzt wurde)) festgestellt. Der Re-

gionale Entwicklungsplan (REP MD) der Planungsregion Magde-

burg befindet sich zurzeit in Neuaufstellung.  

Die Ziele der Raumordnung sind bei raumbedeutsamen Planungen 

zu beachten. 

Gemäß § 13 Abs. 1 Satz 2 Landesentwicklungsgesetz Sachsen-An-

halt (LEntwG LSA) vom 23. April 2015 (GVBl. LSA S. 170), geän-

dert durch Gesetz zur Änderung des Landesentwicklungsgesetzes 

Sachsen-Anhalt vom 30. Oktober 2017 (GVBl. LSA S. 203) ist der 

Antragsteller verpflichtet, der obersten Landesentwicklungsbehörde 

(Ministerium für Landesentwicklung und Verkehr des Landes Sach-

sen-Anhalt, Referat 24), die raumbedeutsamen Planungen und Maß-

nahmen mitzuteilen und die erforderlichen Auskünfte zu geben. Die 

Feststellung der Vereinbarkeit der oben genannten Planung/Maß-

nahme mit den Zielen der Raumordnung erfolgt dann durch die ge-

mäß § 2 Abs. 2 Nr. 10 LEntwG LSA zuständige oberste Landesent-

wicklungsbehörde (Ministerium für Landesentwicklung Verkehr 

des Landes Sachsen-Anhalt, Referat 24) nach § 13 Abs. 2 LEntwG 

LSA.  

Die Abwägung zu den Anregungen des Landkreises erfolgt im 

Einzelnen, wie folgt: 

 

 

-Die Hinweise entsprechen sinngemäß den Aussagen in der Begrün-

dung zum Bebauungsplan, eine Abwägung ist nicht erforderlich.   
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Beschluss  

erforderlich 

Die Abwägung ent-

spricht der 

„Empfehlung für Ab-

wägung des Stadtrats“. 

Die Anregungen wer-

den teilweise berück-

sichtigt. 
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Lis-

ten 

Nr. 

Träger öffentlicher 

Belange 

Datum Anregung Empfehlung zur Abwägung des Stadtrates Beschluss 

Zur Beachtung der in Aufstellung befindlichen Ziele der Raumord-

nung ist die Stellungnahme der Regionalen Planungsgemeinschaft 

Magdeburg einzuholen. 

 

Begründung:  

Die Stellungnahme der obersten Landesentwicklungsbehörde ist 

einzuholen. Bei o.g. Vorhaben handelt es sich um die Aufstellung 

eines Bebauungsplanes in Gröningen. Der Geltungsbereich umfasst 

eine Fläche von ca. 3.100 m2. Im Bebauungsplan sind Einzel- und 

Doppelhäuser festgesetzt. Es ist beabsichtigt Bauland für die Errich-

tung von ca. drei Eigenheimen zu ermöglichen. Die Tatbestände 

nach Pkt. 3.3. Buchstabe p) des Runderlasses zur Zusammenarbeit 

der obersten Landesentwicklungsbehörde mit den unteren Landes-

entwicklungsbehörden im Rahmen der landesplanerischen Abstim-

mung nach dem Landesentwicklungsgesetz Sachsen-Anhalt (Rd.Erl. 

des MLV vom 1.11.2018 – 24-20002-01, veröffentlich im MBl. LSA 

Nr. 41/2018 vom 10.12.2018) sind nicht vollständig erfüllt. Der Gel-

tungsbereich überschreitet mit 3.100 m2 die Grenze von < 2.000 m2.  

Sollte die Oberste Landesentwicklungsbehörde einschätzen, dass 

eine raumbedeutsame Planung vorliegt, sind die Ziele der Raumord-

nung zu beachten. 

 

Bauleitplanung 

Gemäß § 1 Abs. 3 BauGB haben Gemeinden Bauleitpläne aufzustel-

len, sobald und soweit es für die städtebauliche Entwicklung und 

Ordnung erforderlich ist.  

Im ausgewiesenen Geltungsbereich (ca.3.400 m²) des o.g. Planent-

wurfes beabsichtigt die Stadt Gröningen Planungsrecht für eine 

Wohnbaufläche (WA) zur Errichtung von ca. 3 Einfamilienhäusern 

zu schaffen.  

Für das Planverfahren wurde das beschleunigte Verfahren gemäß  

§ 13b BauGB gewählt.  

Gemäß § 13b BauGB gilt bis zum 31.12.2019 § 13a BauGB entspre-

chend für Bebauungspläne mit einer Grundfläche i.S. des §13a Abs. 

1 S. 2 BauGB von weniger als 10.000 m², durch die die Zulässigkeit 

von Wohnnutzungen auf Flächen begründet wird, die sich an im Zu-

sammenhang bebaute Ortsteile anschließen.  

  

- Der Hinweis wurde berücksichtigt, die Stellungnahme der Regio-

nalen Planungsgemeinschaft Magdeburg wurde eingeholt.   

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
-Die Hinweise entsprechen sinngemäß den Aussagen in der Begrün-

dung zum Bebauungsplan, eine Abwägung ist nicht erforderlich.   
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Lis-

ten 

Nr. 

Träger öffentlicher 

Belange 

Datum Anregung Empfehlung zur Abwägung des Stadtrates Beschluss 

Auszuschließen sind allerdings die ausnahmsweisen zulässigen Nut-

zungen, nämlich die Betriebe des Beherbergungsgewerbes, die sons-

tigen nicht störenden Gewerbebetriebe, die Anlagen für Verwaltun-

gen, die Gartenbaubetriebe und die Tankstellen. Diese Nutzungen 

sind zwar grundsätzlich hinsichtlich ihres Störgrades im Allgemei-

nen Wohngebiet (WA) verträglich, sie dienen jedoch nicht den dor-

tigen Wohnnutzungen. Die Planung solcher Nutzungen ist im be-

schleunigten Verfahren nicht zulässig.  

In den textlichen Festsetzungen Pkt. 1.1 wird dieser o.g. Ausschluss 

festgesetzt. 

Das Plangebiet grenzt nördlich, südlich und westlich an der im Zu-

sammenhang bebauten Ortslage von Gröningen an.  

Die ermittelte Grundfläche beträgt ca. 1.240 m² und liegt damit deut-

lich unter dem Schwellenwert von 10.000 m².  

 

Zur naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung wird darauf hingewie-

sen, dass nach § 13a Abs. 2 Nr. 4 BauGB die Erforderlichkeit eines 

Ausgleiches jedoch nur dann entfällt, wenn die Eingriffe nach § 1a 

Abs. 3 Satz 6 BauGB bereits vor der planerischen Entscheidung er-

folgt sind oder zulässig waren. Auf die Stellungnahme des SG Na-

turschutz und Forsten wird entsprechend verwiesen.  

 

 

  

Der fortgeltende Flächennutzungsplan von Gröningen weist für das 

Plangebiet eine Grünfläche aus. Gemäß § 13a Abs. 2 Nr. 2 BauGB 

ist dieser im Wege der Berichtigung entsprechend anzupassen. 

 

Bauordnungsamt 

Bauaufsicht/ Brandschutz  

Keine Hinweise bzw. Bedenken.  

 

Rechtsamt/ SG Ordnung und Sicherheit 

Für diese Flurstücke wurde kein Verdacht auf Kampfmittel festge-

stellt.  

Somit ist bei Maßnahmen an der Oberfläche sowie bei Tiefbauarbei-

ten oder sonstigen erdeingreifenden Maßnahmen nicht mit dem Auf-

finden von Kampfmitteln zu rechnen.  

  

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

-Nach § 13b i.V.m. § 13a Abs. 2 Nr. 4 BauGB gelten bei B-Plänen 

der Innenentwicklung Eingriffe, die aufgrund der Aufstellung des 

B-Plans zu erwarten sind, als i. S. d. § 1a Abs. 3 Satz 6 BauGB vor 

der planerischen Entscheidung erfolgt oder zulässig. Dies bedeutet, 

dass bei diesen B-Plänen die Ausgleichsverpflichtung gem. § 1a 

Abs. 3 BauGB i.V.m. der Eingriffsregelung nach dem BNatSchG 

keine Anwendung findet. 

 

 

-Der Hinweis entspricht der Aussage in der Begründung zum Bebau-

ungsplan, eine Abwägung ist nicht erforderlich.   
 

 

 

-Keine Hinweise und Anregungen. 

 

 

- Die Hinweise werden in die Begründung aufgenommen und sind 

bei der Planung zum konkreten Vorhaben zu berücksichtigen.  

 

 

 

 

 



 

Abwägungskatalog zum Entwurf des Bebauungsplanes Wohngebiet „Hederslebener Weg“ der Stadt Gröningen  

Stand Abwägung November 2020          Seite - 7 - 

 
Lis-

ten 

Nr. 

Träger öffentlicher 

Belange 

Datum Anregung Empfehlung zur Abwägung des Stadtrates Beschluss 

Da ein Auffinden von Kampfmitteln bzw. Resten davon nie hinrei-

chend sicher ganz ausgeschlossen werden kann, ist der Plangeber auf 

die Möglichkeit des Auffindens von Kampfmitteln und auf die Be-

stimmungen der Gefahrenabwehrverordnung zur Verhütung von 

Schäden durch Kampfmittel (KampfM-GAVO) vom 20.04.2015 

(GVBl. LSA Nr. 8/2015, S. 167 ff.) hinzuweisen. Der Planentwurf 

ist durch den Hinweis auf Kampfmittel zu ergänzen. 

 

Straßenverkehrsamt  

Aus verkehrsbehördlicher Sicht bestehen keine Bedenken. 

 

Natur- und Umweltamt 

SG Abfallüberwachung 

Aus abfall- und bodenschutzrechtlicher Sicht steht dem Bebauungs-

plan Wohngebiet "Hederslebener Weg" nichts entgegen. 

Werden im Plangebiet Verunreinigungen des Bodens festgestellt o-

der ergeben sich Hinweise bzw. Verdachtsmomente, dass Verunrei-

nigungen erfolgt sind, so sind diese dem Natur- und Umweltamt des 

Landkreises Börde anzuzeigen. 

 

SG Naturschutz und Forsten 

Dem Verfahren wird mit Bedenken und Hinweisen wie folgt zuge-

stimmt: 

Während im beschleunigten Verfahren nach § 13 b Baugesetzbuch 

(BauGB) gemäß Pkt. 3.3 (Seite 19) in der Begründung kein Aus-

gleich erforderlich ist, werden gemäß Pkt. 4.1 (Seite 23) in der Be-

gründung grünordnerische Festsetzungen im Satzungsentwurf (Ok-

tober 2019) unter dem Pkt. 4 (Teil B) mit Pflanzgeboten berücksich-

tigt.  

Der Baustandort im Geltungsbereich des geplanten Bebauungspla-

nes ist keine durch Abrissarbeiten vorbelastete Fläche. Demzufolge 

ist eine Wiedernutzbarmachung der Fläche nicht zutreffend. 

Im Abwägungsprozess sind die bauplanungs- und naturschutzrecht-

lichen Grundlagen konkret begründet anzuwenden, um mit den ge-

planten grünordnerischen Festsetzungen einen rechtssicheren Be-

bauungsplan beschließen zu können.   

  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

-Keine Hinweise und Anregungen. 

 

 

 

-Die Hinweise werden in die Begründung aufgenommen und sind in 

der Realisierungsphase zum konkreten Vorhaben zu berücksichti-

gen. 

 

 

 

 

 

 

 

-Für Bebauungspläne im Verfahren nach § 13b BauGB sind Aus-

gleichsmaßnahmen für naturschutzrechtliche Eingriffe nicht erfor-

derlich.  
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Lis-

ten 

Nr. 

Träger öffentlicher 

Belange 

Datum Anregung Empfehlung zur Abwägung des Stadtrates Beschluss 

Im Ergebnis der artenschutzrechtlichen Bearbeitung (Anlage 1) ist 

wie geplant, die Baufeldfreimachung im Sinne des § 39 Bundesna-

turschutzgesetz (BNatSchG) außerhalb der Brut- und Fortpflan-

zungsperiode (01.03. bis 30.09.) festzulegen. Wenn zeitlich davon 

abweichend gearbeitet werden soll, dann sind geschützte Arten vor 

dem unmittelbaren Baubeginn mit einer gesonderten Untersuchung 

vor Ort auszuschließen. Geschützte Arten, die festgestellt werden 

könnten, sind nach § 44 BNatSchG zu behandeln.  

Die artenschutzrechtliche Festsetzung unter dem Pkt. 4.4 (Teil B) im 

Entwurfwurf vom Oktober 2019 sollte dementsprechend ergänzt 

werden.   

Obwohl nach der Untersuchung vor Ort am 27.08.2019 im Ergebnis 

der Relevanzprüfung keine geschützten Arten, wie Zauneidechse, 

Feldhamster, Fledermaus- und Vogelarten festgestellt wurden, kön-

nen durch Einwanderung nicht zu jeder Zeit geschützte Arten aus-

geschlossen werden. Demzufolge ist bei zeitlichen Abweichungen 

eine gesonderte Untersuchung vor Ort gerechtfertigt. 

 

SG Immissionsschutz  

Keine immissionsschutzrechtlichen Bedenken.  

  

SG Wasserwirtschaft 

Die abwassertechnische Erschließung ist mit dem TAZV Vorharz 

abzustimmen.  

 

 

 

  

Niederschlagswasser:  

Der Grad der Versiegelung von Flächen im Plangebiet sollte so ge-

ring wie möglich gehalten werden.  

Alles im Plangebiet anfallende Niederschlagswasser soll vor Ort zur 

Versickerung gebracht werden. Dieses entspricht den Vorschiften 

des § 55 WHG wonach anfallendes Niederschlagswasser ortsnah 

versickert oder verrieselt werden soll. 

Für die privaten Grundstücke sollte durch die Festsetzung im Bebau-

ungsplan der Verbleib des anfallenden Niederschlagswassers auf 

diesem und die ordnungsgemäße Beseitigung durch den Grund-

stückseigentümer festgesetzt werden. (nach § 79b WG LSA ist zur 

Beseitigung des Niederschlagswassers ist anstelle der Gemeinde der 

 

-Die „Ausnahme von der Bauzeitenregelung“ in der textlichen Fest-

setzung unter Pkt. 4.4. wird wie folgt festgesetzt: 

„Wenn zeitlich davon abgewichen werden soll, sind geschützte Arten 

vor Baubeginn mit einer gesonderten Untersuchung vor Ort auszu-

schließen. Geschützte Arten, die festgestellt werden könnten, sind 

nach § 44 BNatSchG zu behandeln“.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

-Es wurden keine Anregungen vorgebracht. 

 

 

-Der Hinweis wurde bereits sinngemäß im B-Planentwurf Stand Ok-

tober 2019 berücksichtigt. Der Trink- und Abwasserverband (TAV) 

Börde wurde am Verfahren beteiligt 

  

 

 

 

-Die Anregungen bzw. Hinweise werden in die Begründung aufge-

nommen und sind in der Fachplanung bzw. in der Realisierungs-

phase zum konkreten Vorhaben zu berücksichtigen.  
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Datum Anregung Empfehlung zur Abwägung des Stadtrates Beschluss 

Grundstückseigentümer verpflichtet, soweit nicht die Gemeinde den 

Anschluss an eine öffentliche Abwasseranlage und deren Benutzung 

vorschreibt).Bei einer breitflächigen Verregnung des Niederschlags-

wassers über die belebte Bodenzone ist darauf zu achten, dass die 

zur Verfügung stehende Fläche  ausreichend bemessen und sicker-

fähig ist. Das von befestigten Flächen abfließende Niederschlags-

wasser darf nicht auf benachbarte Grundstücke übertreten oder diese 

nachteilig beeinträchtigen können. Sinnvoll ist die Planung und Er-

richtung einer oberflächigen Versickerungsanlagen (z.B. Sickermu-

lde) Diese müssen ausreichend bemessen sein. Die Planung und Er-

richtung dieser Anlagen hat gemäß der Hinweise der ATV A138 zu 

erfolgen. Nach § 69 (1) WG ist eine Erlaubnis oder Bewilligung für 

das Einleiten von Niederschlagswasser in das Grundwasser ist nicht 

erforderlich, wenn das Niederschlagswasser auf Dach-, Hof- oder 

Wegeflächen von Wohngrundstücken anfällt und auf dem Grund-

stück versickert werden soll; für die Einleitung des auf den Hofflä-

chen anfallenden Niederschlagswassers gilt dies jedoch nur, soweit 

die Versickerung über die belebte Bodenzone erfolgt. Im Rahmen 

bestehender Wasserrechte für die Ableitung des Niederschlagswas-

sers über das Regenwasserkanalnetz der Gemeinde sollte geprüft 

werden nur eine gedrosselte Einleitung aus dem Plangebiet ist im 

Rahmen der bestehende Rechte möglich. 

Muss eine größere Wassermenge abgeleitet werden, so ist dieses im 

Rahmen eines wasserrechtlichen Verfahrens zu prüfen.  

Die für das Plangebiet festgesetzte Niederschlagswasserbeseitigung 

ist in der Fortschreibung des Niederschlagswasserbeseitigungskon-

zeptes aufzunehmen.  

 

Trinkwasser/Grundwasser:  

Aus Sicht des Gewässerschutzes bestehen keine Bedenken gegen die 

Planung.  

  

Das Plangebiet ist aus dem öffentlichen Netz mit Trinkwasser zu 

versorgen.  

  

Hinweis 1:  

Wenn im Plangebiet Erdwärme mittels Tiefensonden, horizontalen 

Kollektoren, Spiralkollektoren,  

o. ä. gewonnen werden soll, sind die notwendigen Bohrungen bzw. 

der Erdaufschluss unabhängig vom baurechtlichen Verfahren gemäß 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

-Es wurden keine Anregungen vorgebracht. 

 

 

-Das Plangebiet wird an das zentrale Trinkwassernetz angeschlos-

sen. Der Sachverhalt ist bereits Bestandteil der Begründung. 

 

 

-Die Hinweise 1 bis 4 werden in die Begründung aufgenommen und 

sind in der Fachplanung bzw. in der Realisierungsphase zum kon-

kreten Vorhaben zu berücksichtigen.  
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Datum Anregung Empfehlung zur Abwägung des Stadtrates Beschluss 

§ 49 Wasserhaushaltsgesetz bei der unteren Wasserbehörde des 

Landkreises Börde anzuzeigen.  

Die Anzeige hat vorzugsweise über das Geothermie-Portal des Lan-

desamtes für Geologie und Bergwesen  

(http://www.geodaten.lagb.sachsen-anhalt.de/lagb/) zu erfolgen.  

Im Geothermie Portal können auch weiterführende Informationen 

zum konkreten Standort und zur Qualitätssicherung bei Bau und Be-

trieb von Erdwärmeanlagen abgerufen werden. 

Hinweis 2:  

Wenn im Plangebiet Brunnen (z. B. zur Gartenbewässerung) errich-

tet werden sollen, ist die notwendige Bohrung unabhängig vom bau-

rechtlichen Verfahren gemäß § 49 Wasserhaushaltsgesetz bei der 

unteren Wasserbehörde des Landkreises Börde anzuzeigen.  

Hinweis 3:  

Wenn im Rahmen der Baumaßnahmen bauzeitliche Grundwasserab-

senkungen notwendig werden (z. B. für Fundamentbau) sind diese 

unabhängig vom baurechtlichen Verfahren gemäß § 8-10 Wasser-

haushaltsgesetz bei der unteren Wasserbehörde des Landkreises 

Börde zu beantragen.  

Hinweis 4:  

Aufgrund der geringen Geschütztheit des Grundwassers sind bei 

sämtlichen Handlungen und Maßnahmen die allgemeinen Sorgfalts-

pflichten nach § 5 WHG in besonderem Maße zu beachten.  

  

Wasserbau:  

Aus wasserbaulicher Sicht bestehen gegen diesen Bebauungsplan 

keine Bedenken.  

Das Vorhabengebiet befindet sich nicht im Überschwemmungsge-

biet. Oberflächengewässer sind nicht betroffen. 

 

Zum weiteren Verfahrensverlauf 

Sollte der Planentwurf vor In-Kraft-Treten geändert oder ergänzt 

werden, bitte ich, den Landkreis Börde gemäß § 4 a Abs. 3 BauGB 

nochmals als Träger öffentlicher Belange zu beteiligen.  

Nach Abwägung durch die Gemeinde gemäß § 3 Abs. 2 Satz 4 

BauGB bitte ich um Mitteilung des Ergebnisses.  

Nach In-Kraft-Treten der Planung ist dem Amt für Kreisplanung, als 

Grundlage für nachfolgende weitere Planungen oder Genehmi-

gungsverfahren, ein ausgefertigtes und bekannt-gemachtes 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

-Es wurden keine Anregungen vorgebracht, die eine Abwägung er-

forderlich machen.  

 

 

 

 

-Die Hinweise werden berücksichtigt.  
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Planexemplar (einschl. Begründung und Satzungsbeschluss) in be-

glaubigter Kopie zur Verfügung zu stellen. 

Das Amt für Kreisplanung ist über das durch Bekanntmachung nach 

§ 10 Abs. 3 BauGB bewirkte In-Kraft-Treten des B-Planes zu infor-

mieren. 

 

Diese Stellungnahme ersetzt nicht die Genehmigung, Planfest-

stellung oder sonstige behördliche Entscheidungen entspre-

chend den Rechtsvorschriften. 

 

4.0  

 

Landesamt für 

Vermessung und 

Geoinformation 

Sachsen-Anhalt 

 

02.12.2019 Zur Planung selbst habe ich keine Bedenken oder Anregungen. 

 

-Es wurden keine Anregungen vorgebracht. 

 

Kein Beschluss erfor-

derlich. 

5.0 Landesamt für Geo-

logie und Bergwesen 

 

12.12.2019 Durch die zuständigen Fachdezernate der Bereiche Geologie und 

Bergbau des LAGB erfolgten Prüfungen zum o.g. Vorhaben, um Sie 

auf mögliche geologische / bergbauliche Beeinträchtigungen hin-

weisen zu können.  

Aus den Bereichen Geologie und Bergwesen kann Ihnen folgendes 

mitgeteilt werden:  

  

Bergbau  

Bergbauliche Arbeiten oder Planungen, die den Maßgaben des Bun-

desberggesetzes unterliegen, werden durch das Vorhaben/die Pla-

nung nicht berührt.  

  

Hinweise auf mögliche Beeinträchtigungen durch umgegangenen 

Altbergbau liegen dem Landesamt für Geologie und Bergwesen 

Sachsen-Anhalt ebenfalls nicht vor.  

  

Geologie  

Ingenieurgeologie und Geotechnik:  

Der tiefere geologische Untergrund im Bereich des Vorhabens wird 

auch aus Gesteinen des Oberen Buntsandsteins gebildet, die poten-

tiell subrosionsgefährdete Horizonte (Gips, Anhydrit, Salz) aufwei-

sen. Konkrete Hinweise auf Auslaugungserscheinungen, wie z.B. 

Erdfälle, sind allerdings im Subrosionskataster des LAGB bisher im 

näheren Umfeld des Plangebietes nicht dokumentiert, so dass eine 

Gefährdung hier als sehr gering eingeschätzt wird.  

-Es werden keine Anregungen vorgebracht, die eine Abwägung er-

forderlich machen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

-Die Hinweise werden in die Begründung aufgenommen und sind in 

der Fachplanung bzw. in der Realisierungsphase zum konkreten 

Vorhaben zu berücksichtigen.  

 

 

 

 

 

Kein Beschluss erfor-

derlich. 
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Aufgrund dessen, sowie in Hinblick auf den Schichtaufbau des Bau-

grundes, gibt es nach den derzeit vorliegenden Kenntnissen des 

LAGB zum Vorhaben keine Bedenken  

  

Hydro- und Umweltgeologie:  

Die Angaben für die Grundwasserstände reichen von 2 bis 5 m unter 

Flur. Es wird empfohlen, die Grundwasserstände im Zuge der stand-

ortkonkreten Baugrunduntersuchungen zu ermitteln.  

An der Oberfläche und in Tiefen bis 2 m unter Gelände sind in der 

Geologischen Karte 1: 25.000 Lössablagerungen verzeichnet, das 

Gebiet ist deshalb für die Versickerung von Regenwasser mittels 

Anlagen nach erster Einschätzung nicht geeignet. (Löss neigt bei 

völliger Durchfeuchtung zum Strukturverlust (Setzungsfließen).  

Grundsätzlich wird für den Bau von Versickerungsanlagen (Rigolen, 

Schächte usw.) auf die Einhaltung des Arbeitsblattes DWA-A138 

„Planung, Bau und Betrieb von Anlagen zur Versickerung von Nie-

derschlagswasser“ vom April 2005 verwiesen. Der dafür erforderli-

che mittlere höchste Grundwasserstand (MHGW) ist beim Landes-

betrieb für Hochwasserschutz und Wasserwirtschaft Sachsen-Anhalt 

(39104 Magdeburg, Otto-von-Guericke-Str. 5) einzuholen.  

  

 

 

 

 

 

-Die Hinweise werden in die Begründung aufgenommen und sind in 

der Fachplanung bzw. in der Realisierungsphase zum konkreten 

Vorhaben zu berücksichtigen.  

 

 

 

 

 

 

6.0 GDMcom  

Gesellschaft für 

Dokumentation und 

Telekommunikation 

mbH 

 

27.11.2019 Bezugnehmend auf Ihre oben genannte/n Anfrage(n), erteilt GDM-

com Auskunft zum angefragten Bereich für die folgenden Anlagen-

betreiber: 

 

ONTRAS Gastransport GmbH 

Ferngas Netzgesellschaft mbH (Netzgebiet Thüringen-Sachsen) 

VNG Gasspeicher GmbH 

Erdgasspeicher Peissen GmbH 

Im angefragten Bereich befinden sich keine Anlagen und keine zur-

zeit laufenden Planungen der/s oben genannten Anlagenbetreiber/s. 

Wir haben keine Einwände gegen das Vorhaben. 

Auflage: 

Sollte der Geltungsbereich bzw. die Planung erweitert oder verlagert 

werden oder der Arbeitsraum die dargestellten Planungsgrenzen 

überschreiten, so ist es notwendig, eine erneute Anfrage durchzufüh-

ren. 

-Es wurden keine Anregungen vorgebracht. 

 

 

Kein Beschluss erfor-

derlich. 
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Sofern im Zuge des o.g. Vorhabens Baumaßnahmen vorgesehen 

sind, hat durch den Bauausführenden rechtzeitig - also mindestens 6 

Wochen vor Baubeginn - eine erneute Anfrage zu erfolgen. 

GasLINE Telekommunikationsnetzgesellschaft deutscher Gasver-

sorgungsunternehmen mbH & Co. KG 

Bitte beachten Sie, dass GDMcom nur für einen Teil der Anlagen 

dieses Betreibers für Auskunft zuständig ist. Im angefragten Bereich 

befinden sich keine von uns verwalteten Anlagen des oben ge-

nannten Anlagenbetreibers, ggf. muss aber mit Anlagen des oben 

genannten bzw. anderer Anlagenbetreiber gerechnet werden. Sofern 

nicht bereits erfolgt, verweisen wir an dieser Stelle zur Einholung 

weiterer Auskünfte auf: 

GasLINE Telekommunikationsnetzgesellschaft Deutscher Gasver-

sorgungsunternehmen mbH & Co. KG über das Auskunftsportal BIL 

(https://portal.bil-leitungsauskunft.de) 

Diese Auskunft gilt nur für den dargestellten Bereich und nur für die 

Anlagen der vorgenannten Unternehmen, so dass noch mit Anlagen 

weiterer Betreiber gerechnet werden muss, bei denen weitere Aus-

künfte einzuholen sind! 

 

Weitere Anlagenbetreiber 

Bitte beachten Sie, dass sich im angefragten Bereich Anlagen Dritter 

befinden können, für die GDMcom für die Auskunft nicht zuständig 

ist. 

 

7.0 Landesamt für  

Denkmalpflege und  

Archäologie 

Sachsen-Anhalt 

 

22.11.2019 Zu oben genanntem Vorhaben erhalten Sie aus Sicht des Landesam-

tes für Denkmalpflege und Archäologie (LDA) folgende fachliche 

Stellungnahme zu den Belangen der Bau- und Kunstdenkmal-

pflege: 

Vom Vorhaben sind die Belange der Bau- und Kunstdenkmalpflege 

nach derzeitigem Kenntnisstand nicht betroffen. 

Bitte beachten Sie auch die Stellungnahme des LDA zu den Belan-

gen der archäologischen Denkmalpflege, die Ihnen gesondert zu-

geht. 

 

 

 

 

 

-Es wurden keine Anregungen vorgebracht, die eine Abwägung er-

forderlich machen.  

 

Kein Beschluss erfor-

derlich. 
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7.1 Landesamt für  

Denkmalpflege und  

Archäologie 

Sachsen-Anhalt 

 

22.12.2019 Zu oben genanntem Vorhaben erhalten Sie aus Sicht des Landesam-

tes für Denkmalpflege und Archäologie (LDA) folgende fachliche 

Stellungnahme zu archäologischen Belangen: 

Es bestehen keine grundsätzlichen Einwände gegen das geplante 

Vorhaben. Das Vorhaben befindet sich im so genannten Altsiedel-

land. In der Umgebung kamen bei Bodeneingriffen zahlreiche Kul-

turdenkmale der Jungsteinzeit, der Bronzezeit, der Eisenzeit, der 

Kaiser-/ Völkerwanderungszeit und des Mittelalters von regionaler 

und überregionaler Bedeutung zutage. Aufgrund der topographi-

schen Situation im Bodehochuferbereich, naturräumlichen Gege-

benheiten sowie analoger Gegebenheiten vergleichbarer Mikroregi-

onen bestehen begründete Anhaltspunkte, dass bei Bodeneingriffen 

bislang unbekannte Bodendenkmale entdeckt werden. Denn zahlrei-

che Beobachtungen haben innerhalb der letzten Jahre gezeigt, dass 

uns aus Begehungen, Luftbildbefunden etc. nicht alle archäologi-

schen Kulturdenkmale bekannt sind; vielmehr kommen diese oft erst 

bei Tiefbaumaßnahmen zum Vorschein. 

Aus diesem Grund, und vor allem um Verzögerungen und Baube-

hinderungen im Bauablauf durch derartige Funde und Befunde aus-

zuschließen, muss aus facharchäologischer Sicht Bodeneingriffen 

ein repräsentatives Untersuchungsverfahren vorgeschaltet werden; 

vgl. § 14 (9) DenkSchG LSA. 

 

-Die Hinweise werden in die Begründung aufgenommen und 

sind in der weiteren Planung bzw. vor Baubeginn der Erdarbei-

ten zum konkreten Vorhaben zu berücksichtigen. 

 

Der mitgeteilte Sachverhalt ist gesetzlich geregelt und ist somit zu 

beachten, er bedarf keiner Abwägung.   

Gemäß § 14 Abs.2 DenkSchG LSA bedarf es bei Erdarbeiten, bei 

denen begründete Anhaltspunkte bestehen, dass Kulturdenkmale 

entdeckt werden, der Genehmigung der unteren Denkmalschutzbe-

hörde und sie sind rechtzeitig anzuzeigen. 

 

Zusätzlich wird folgender Hinweis zum Denkmalschutz in die Plan-

zeichnung aufgenommen: 

„Im Plangebiet könnten sich archäologische Denkmale befinden. 

Aus diesem Grund bedarf es gemäß § 14 Abs.2 DenkSchG LSA bei 

Erdarbeiten der Genehmigung der unteren Denkmalschutzbehörde 

des Landkreises Börde. 

Der Beginn der Erdarbeiten ist rechtzeitig bei der unteren Denk-

malschutzbehörde anzuzeigen.“  

 

- 

8.0 Avacon Netz GmbH 

Oschersleben 

 

 Keine Stellungnahme abgegeben. -  

9.0 Avacon Netz GmbH 

Salzgitter 

 

 Keine Stellungnahme abgegeben. -  

10.0 Trinkwasserversor-

gung Magdeburg 

GmbH 

 

13.01.2020 Die zum o.g. Vorhaben übergebenen Unterlagen wurden in unserem 

Hause geprüft. 

Wie Sie dem beigefügten Flurkartenauszug entnehmen können, ver-

läuft südlich des ausgewiesenen Bebauungsplangebietes eine Trink-

wasserhauptleitung DN 500 St der TWM, mit der sich jedoch keine 

Berührungspunkte ergeben. 

Es bestehen unsererseits daher keine Einwände gegen das o. g. 

Vorhaben. 

Über die Lage der örtlichen Versorgungsanlagen informieren Sie 

sich bitte bei dem Trink- und Abwasserverband Börde, Magdebur-

ger Straße 35 in 39387 Oschersleben. 

-Es wurden keine Anregungen vorgebracht, die eine Abwägung er-

forderlich machen. Der Trink- und Abwasserverband Börde wurde 

am Verfahren beteiligt. 

 

Kein Beschluss erfor-

derlich. 
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11.0 TAV Trink- und Ab-

wasserverband Börde 

 

09.12.2019 Zum oben genannten B-Planentwurf vom Oktober 2019 bestehen 

von Seiten des Trink- und Abwasserverband Börde (TAV 

Börde) grundsätzlich keine Einwände. Unsere Belange sind unter 

4.3. in der Begründung genannt und werden nachfolgend ergänzt: 

Der beiliegende Planauszug im Maßstab 1:1000 weist den zu beach-

tenden Trinkwasserleitungsbestand des TAV Börde aus. Die Trink-

wasserversorgung kann aus dem öffentlichen Leitungsnetz des 

TAV Börde erfolgen. Die Lage der Hausanschlüsse ist rechtzei-

tig vor Baubeginn im Antragsverfahren mit dem TAV Börde ab-

zuklären. Die Kosten für die Herstellung sind vom Grundstück-

seigentümer zu tragen. 

Die Löschwasserbereitstellung kann nur im Rahmen der rohrlei-

tungstechnischen Gegebenheiten erfolgen. Die Löschwasserversor-

gung liegt in Zuständigkeit der Verbandsgemeinde Westliche Börde. 

 

-Es wurden keine abwägungsrelevanten Anregungen vorgebracht.  

Die Hinweise werden in die Begründung aufgenommen und sind in 

der Fachplanung bzw. in der Realisierungsphase zum konkreten 

Vorhaben zu berücksichtigen. Der mitgeteilte Leitungsbestand 

wurde informationshalber in den Bebauungsplan übernommen.  

 

 

 

 

 

-Der Hinweis wird in die Begründung aufgenommen. Im Rahmen 

des Antrages auf Baugenehmigung ist der erforderliche Löschwas-

serbedarf (Grundschutz) in Abstimmung mit der Verbandsge-

meinde Westliche Börde nachzuweisen.  

 

Kein Beschluss erfor-

derlich. 

12.0 Deutsche Telekom 

Technik GmbH 

 

03.12.2019 Die Telekom Deutschland GmbH (nachfolgend Telekom genannt) - 

als Netzeigentümerin und Nutzungsberechtigte i. S. v. § 68 Abs. 1 

TKG - hat die Deutsche Telekom Technik GmbH beauftragt und be-

vollmächtigt, alle Rechte und Pflichten der Wegesicherung wahrzu-

nehmen sowie alle Planverfahren Dritter entgegenzunehmen und 

dementsprechend die erforderlichen Stellungnahmen abzugeben. 

Wir bedanken uns für die Beteiligung im Rahmen der Träger öffent-

licher Belange und möchten folgende Hinweise zu o.g. Vorgang ge-

ben. Im Planungsbereich befinden sich keine Telekommunikati-

onslinien der Telekom. Ein Übersichtsplan liegt dem Schreiben als 

Anlage bei. Wir bitten Sie, diese Planunterlagen nur für interne Zwe-

cke zu benutzen und nicht an Dritte weiterzugeben. 

 

Werden Anschlüsse an das Telekommunikationsnetz der Telekom 

benötigt werden, bitten wir rechtzeitig (mindestens 3 Monate vor 

Baubeginn) mit uns, in Verbindung zu treten. 

Wir bitten folgenden fachlichen Hinweis in die Begründung des 

Bebauungsplanes aufzunehmen. 

In allen Straßen bzw. Gehwegen sind geeignete und ausreichende 

Trassen mit einer Leitungszone in einer Breite von ca.0,30 m für die 

Unterbringung der Telekommunikationslinien vorzusehen. Hin-

sichtlich geplanter Baumpflanzungen ist das "Merkblatt über Baum-

standorte und unterirdische Ver- und Entsorgungsanlagen" der For-

schungsgesellschaft für Straßen- und Verkehrswesen, Ausgabe 

2013, zu beachten. 

-Es wurden keine Anregungen vorgebracht, die eine Abwägung er-

forderlich machen.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

-Die Hinweise werden in die Begründung aufgenommen und sind in 

der Fachplanung bzw. in der Realisierungsphase zum konkreten 

Vorhaben zu berücksichtigen.  

  

 

Kein Beschluss erfor-

derlich. 
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13.0 TAZV Vorharz  

 

13.01.2020 Der TAZV Vorharz, Tränkestraße 10 in 38889 Blankenburg ist in 

der Stadt Gröningen für die Abwasserentsorgung zuständig. Dem-

entsprechend bitten wir um Korrektur, der auf Seite 25, getroffe-

nen Aussagen. 

 

Das geplante Baugebiet kann an die zentrale öffentliche Schmutz-

wasserbeseitigungsanlage des TAZV-Vorharz im Hederslebener 

Weg angeschlossen werden. 

Entsprechend der übergebenen Unterlagen ist die Herstellung eines 

Wohngebietes geplant. Deshalb ist rechtzeitig mit dem TAZV ein 

Erschließungsvertrag abzuschließen, insofern die neu zu bildenden 

Verkehrsflächen an die Stadt Gröningen übergehen und eine neue 

öffentliche Verkehrsfläche entsteht. 

Verbleiben diese Verkehrsflächen im Privateigentum wird vom 

TAZV ein Anschlusspunkt an der Grundstücksgrenze hergestellt. 

Die innere Erschließung obliegt in diesem Fall dem Erschließungs-

träger. 

Im Straßenbereich Hederslebener Weg befindet sich ein Schmutz-

wasserkanal aus Steinzeug DN 200.  

Sollte der Anschluss an den öffentlichen Schmutzwasserkanal nicht 

im Freigefällekanal erfolgen können, so ist nach §§ 11 und 12 der 

Abwasserbeseitigungssatzung durch den Grundstückseigentümer 

eine Hauspumpstation auf seine Kosten herzustellen und zu betrei-

ben. 

 

-Es wurden keine Anregungen vorgebracht, die eine Abwägung er-

forderlich machen.  

Die Adresse des TAZV Vorharz wird korrigiert. 

Die Hinweise werden in die Begründung aufgenommen und sind in 

der Fachplanung bzw. in der Realisierungsphase zum konkreten 

Vorhaben zu berücksichtigen.  

  

 

Kein Beschluss erfor-

derlich. 

14.0 Amt für  

Landwirtschaft,  

Flurneuordnung 

und Forsten Mitte 

 

02.12.2019 Gegenüber dem oben genannten Vorhaben bestehen aus Sicht der 

Abteilung Agrarstruktur und der Fachstelle Landwirtschaft keine 

Bedenken. 

-Es wurden keine Anregungen vorgebracht. 

 

Kein Beschluss erfor-

derlich. 

15.0 Ministerium für Lan-

desentwicklung und 

Verkehr  

Sachsen-Anhalt 

Referat 24 

 

23.01.2020 Landesplanerische Abstimmung 

Die Stadt Gröningen beabsichtigt am südlichen Ortsrand eine städ-

tebauliche Neuordnung auf der derzeit im Wesentlichen als Grün-

land/Pferdekoppel bzw. brachliegendes Grabeland genutzten Flä-

che. Auf einer ca. 0,34 ha großen Fläche sollen drei Einfamilienhäu-

ser errichtet werden. 

Der wirksame FNP stellt für das Plangebiet eine Grünfläche dar. Mit 

der Festsetzung eines Allgemeinen Wohngebietes wird von der Dar-

stellung im FNP abgewichen. Der FNP soll berichtigt werden. 

 

-Es wurden keine Anregungen vorgebracht, die eine Abwägung er-

forderlich machen.  
 

 

 

 

 

 

 

 

Kein Beschluss erfor-

derlich. 
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Als oberste Landesentwicklungsbehörde (Referat 24) stelle ich nach 

Prüfung der vorgelegten Unterlagen unter Bezug auf § 13 (2) Lan-

desentwicklungsgesetz Sachsen-Anhalt (LEntwG LSA) fest, dass 

der Bebauungsplan Wohngebiet „Hederslebener Straße" der 

Stadt Gröningen nicht raumbedeutsam im Sinne von raumbe-

anspruchend oder raumbeeinflussend ist. 

 

Eine landesplanerische Abstimmung ist demzufolge nicht erforder-

lich. 

Gem. § 2 (2) Nr. 10 LEntwG LSA obliegt der obersten Landesent-

wicklungsbehörde die Abgabe von landesplanerischen Stellungnah-

men im Rahmen von öffentlich-rechtlichen Verfahren nur für raum-

bedeutsame Planungen und Maßgaben. 

 

Hinweis zur Datensicherung 

 

Die oberste Landesentwicklungsbehörde führt gemäß § 16 Landes-

entwicklungsgesetz das Raumordnungskataster (ROK) des Landes 

Sachsen-Anhalt. Die Erfassung aller in Kraft gesetzten Bauleitpläne 

und städtebaulichen Satzungen ist u. a. Bestandteil des ROK. Ich 

bitte Sie daher, mich von der Genehmigung/Bekanntmachung der o. 

g. Bauleitpläne und städtebaulichen Satzungen durch Übergabe ei-

ner Kopie der Bekanntmachung und der in Kraft getretenen Planung 

einschließlich der Planbegründung in Kenntnis zu setzen. 

 

-Die Feststellung, dass das Vorhaben nicht raumbedeutsam ist, 

wird zur Kenntnis genommen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Der Stadtrat nimmt den Hinweis zur Kenntnis. Der Hinweis betrifft 

die Durchführung des Verfahrens und wird beachtet. Im Rahmen der 

Abwägung bedarf der Sachverhalt keiner Behandlung. 

      b) Öffentlichkeitsbeteiligung – Es sind keine Stellungnahmen eingegangen. 
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      a) Behörden 

1.0 Landkreis Börde 

Fachbereich 1 

FD Kreisplanung  

 

09.11.2020 Im o.g. Planverfahren wurde der Landkreis Börde als Träger öffent-

licher Belange erneut gemäß § 4a Abs. 3 BauGB beteiligt. 

Folgende Unterlagen wurden eingereicht:  

• 2. Entwurf Planzeichnung Maßstab 1:1000, Stand: Juli 2020  

• Begründung (2. Entwurf Juli 2020)  

• Anlage 1: Artenschutzrechtliche Prüfung (2. Entwurf Juli 

2020) 

Seitens des Landkreises wird mit folgenden Hinweisen und Anre-

gungen Stellung genommen. 

Amt für Kreisplanung / Bauleitplanung 

Im Rahmen der Behördenbeteiligung gemäß § 4 Abs. 2 BauGB hat 

der Landkreis Börde mit Schreiben vom 18.12.2019 bereits eine 

Stellungnahme abgegeben. 

Die erneute Vorlage des Planentwurfes betrifft die geringfügige 

Erweiterung (ca. 100 m²) des Geltungsbereiches um den im nörd-

lichen Teil befindlichen Garagenkomplexes. Dieser Garagenkom-

plex soll abgebrochen werden und der geplanten Wohnbaufläche zu-

geordnet werden. 

Die Voraussetzungen für das beschleunigte Planverfahren nach  

§ 13b BauGB wurden erneut geprüft und sind gegeben. 

 

Bauordnungsamt, SG Bauaufsicht/ Brandschutz 

Keine Einwände. 

Rechtsamt/ SG Ordnung und Sicherheit 

Für diese Flurstücke wurde kein Verdacht auf Kampfmittel festge-

stellt. Somit ist bei Maßnahmen an der Oberfläche sowie bei Tief-

bauarbeiten oder sonstigen erdeingreifenden Maßnahmen nicht mit 

dem Auffinden von Kampfmitteln zu rechnen.  

Da ein Auffinden von Kampfmitteln bzw. Resten davon nie hinrei-

chend sicher ganz ausgeschlossen werden kann, ist der Plangeber auf 

die Möglichkeit des Auffindens von Kampfmitteln und auf die Best-

immungen der Gefahrenabwehrverordnung zur Verhütung von 

Schäden durch Kampfmittel (KampfM-GAVO) vom 20.04.2015 

(GVBl. LSA Nr. 8/2015, S. 167 ff.) hinzuweisen. Der Planentwurf 

ist durch den Hinweis auf Kampfmittel zu ergänzen. 

-Im Rahmen der Beteiligung zum 2. Entwurf wurden keine neuen 

Anregungen vorgebracht, die eine Abwägung erforderlich ma-

chen.  

Die von den Fachämtern vorgebrachten Hinweise und Anregung 

sind bereits Bestandteil der Stellungnahme vom 18.12.2019 zum 1. 

Entwurf. Sie wurden in die Abwägung zum 1. Entwurf eingestellt. 

Eine erneute Abwägung ist somit nicht erforderlich.     

 

 

Kein Beschluss erfor-

derlich. 
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Natur- und Umweltamt 

SG Abfallüberwachung 

Aus abfall- und bodenschutzrechtlicher Sicht steht dem Bebauungs-

plan Wohngebiet "Hederslebener Weg" der Stadt Gröningen nichts 

entgegen. 

Werden im Plangebiet Verunreinigungen des Bodens festgestellt  

oder ergeben sich Hinweise bzw. Verdachtsmomente, dass Verun-

reinigungen erfolgt sind, so sind diese dem Natur- und Umweltamt 

des Landkreises Börde anzuzeigen. 

 

SG Naturschutz und Forsten   

Dem Bebauungsplan "Hederslebener Weg" Gröningen wird  

wie folgt zugestimmt: 

Der Baum- und Artenschutz ist im Ergebnis der Planungen nach den 

Festlegungen unter dem Pkt. 4 im 2. Satzungsentwurf vom Juli 2020 

umzusetzen. 

Begründung: 

Nach der Stellungnahme des Amtes für Kreisplanung zur Bauvoran-

frage vom 27.03.2018 (Az: 2018-00820-nb) ist das Verfahren nach 

§ 13b Baugesetzbuch (BauGB) auf dem Flurstück 842 in der Flur 9 

der Gemarkung Gröningen zulässig.   

Nach Pkt. 3.3 (Seite 19) der Begründung zum 2. Entwurf des Bebau-

ungsplanes "Hederslebener Weg" Gröningen vom Juli 2020 sind im 

Verfahren nach § 13b BauGB Ausgleichsmaßnahmen für natur-

schutzrechtliche Eingriffe nicht erforderlich.  

Im Verfahren nach § 13b BauGB werden unter dem Pkt. 4 des 2. 

Satzungsentwurfs vom Juli 2020 gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB 

Baum- und Artenschutzmaßnahmen mit Festlegungen berücksich-

tigt.  

 

SG Immissionsschutz 

Keine immissionsschutzrechtlichen Bedenken. 

SG Wasserwirtschaft 

Abwasser: 

Abwasserbeseitigungspflichtig für die Stadt Gröningen ist der 

TAZV Vorharz.  

Das auf dem Grundstück anfallende Abwasser ist durch den Verfü-

gungsberechtigten für das Grundstück dem Abwasserbeseitigungs-

pflichtigen zu überlassen.  



 

Abwägungskatalog zum Entwurf des Bebauungsplanes Wohngebiet „Hederslebener Weg“ der Stadt Gröningen  

Stand Abwägung November 2020          Seite - 20 - 

 
Lis-

ten 

Nr. 

Träger öffentlicher 

Belange 

Datum Anregung Empfehlung zur Abwägung des Stadtrates Beschluss 

Das Schmutzwasser (soziales und sanitäres Abwasser) ist grundsätz-

lich getrennt vom Niederschlagswasser abzuführen.  

Der zentrale Schmutzwasseranschluss ist über die öffentliche 

Schmutzwasserkanalisation des TAZV Vorharz vorzunehmen.   

Die Erschließung ist mit dem TAZV Vorharz abzuklären.  

Einleitungsbedingungen werden durch den TAZV Vorharz festge-

legt.  

 

Niederschlagswasser:  

Der Grad der Versiegelung von Flächen im Plangebiet sollte so ge-

ring wie möglich gehalten werden.  

Das auf den privaten Grundstücken anfallende Niederschlagswasser 

soll wenn möglich vor Ort zur Versickerung gebracht werden. Die-

ses entspricht den Vorschiften des § 55 WHG, wonach anfallendes 

Niederschlagswasser ortsnah versickert oder verrieselt werden soll.  

Bei einer breitflächigen Verregnung des Niederschlagswassers über 

die belebte Bodenzone ist darauf zu achten, dass die zur Verfügung 

stehende Fläche ausreichend bemessen und sickerfähig ist. Das von 

befestigten Flächen abfließende Niederschlagswasser darf nicht auf 

benachbarte Grundstücke übertreten oder diese nachteilig beein-

trächtigen können. Sinnvoll ist die Planung und Errichtung einer 

oberflächigen Versickerungsanlagen (z.B. Sickermulde) Diese müs-

sen ausreichend bemessen sein. Die Planung und Errichtung dieser 

Anlagen hat gemäß der Hinweise der ATV A138 zu erfolgen.  Nach 

§ 69 (1) WG LSA ist eine Erlaubnis oder Bewilligung für das Ein-

leiten von Niederschlagswasser in das Grundwasser ist nicht erfor-

derlich, wenn das Niederschlagswasser auf Dach-, Hof- oder Wege-

flächen von Wohngrundstücken anfällt und auf dem Grundstück ver-

sickert werden soll; für die Einleitung des auf den Hofflächen anfal-

lenden Niederschlagswassers gilt dies jedoch nur, soweit die Versi-

ckerung über die belebte Bodenzone erfolgt.  

Im Rahmen bestehender Wasserrechte soll die notwendige Ablei-

tung des Niederschlagswassers über das bestehende Regenwasser-

kanalnetz der Gemeinde erfolgen. Hierbei ist zu prüfen, ob der Kanal 

dieses hydraulisch aufnehmen kann und das Wasserrecht diese 

Menge mit abdeckt. Ggf. ist nur eine gedrosselte Einleitung aus dem 

Plangebiet möglich.  

Die für das Plangebiet festgesetzte Niederschlagswasserbeseitigung 

ist in der Fortschreibung des Niederschlagswasserbeseitigungskon-

zeptes aufzunehmen.  



 

Abwägungskatalog zum Entwurf des Bebauungsplanes Wohngebiet „Hederslebener Weg“ der Stadt Gröningen  

Stand Abwägung November 2020          Seite - 21 - 

 
Lis-

ten 

Nr. 

Träger öffentlicher 

Belange 

Datum Anregung Empfehlung zur Abwägung des Stadtrates Beschluss 

Trinkwasser/Grundwasser:  

Aus Sicht des Gewässerschutzes bestehen keine Bedenken gegen die 

Planung.  

Das Plangebiet ist aus dem öffentlichen Netz mit Trinkwasser zu 

versorgen.  

 

Hinweis 1:  

Wenn im Plangebiet Erdwärme mittels Tiefensonden, horizontalen 

Kollektoren, Spiralkollektoren,  

o. ä. gewonnen werden soll, sind die notwendigen Bohrungen bzw. 

der Erdaufschluss unabhängig vom baurechtlichen Verfahren gemäß 

§ 49 Wasserhaushaltsgesetz bei der unteren Wasserbehörde des 

Landkreises Börde anzuzeigen.   

Die Anzeige hat vorzugsweise über das Geothermie-Portal des 

Landesamtes für Geologie und Bergwesen (http://www.geoda-

ten.lagb.sachsen-anhalt.de/lagb/) zu erfolgen. Im GeothermiePortal 

können auch weiterführende Informationen zum konkreten Stand-

ort und zur Qualitätssicherung bei Bau und Betrieb von Erdwärme-

anlagen abgerufen werden.  

Hinweis 2:  

Wenn im Plangebiet Brunnen (z. B. zur Gartenbewässerung) errich-

tet werden sollen, ist die notwendige Bohrung unabhängig vom bau-

rechtlichen Verfahren gemäß § 49 Wasserhaushaltsgesetz bei der 

unteren Wasserbehörde des Landkreises Börde anzuzeigen.  

Hinweis 3:  

Wenn im Rahmen der Baumaßnahmen bauzeitliche Grundwasserab-

senkungen notwendig werden (z. B. für Fundamentbau) sind diese 

unabhängig vom baurechtlichen Verfahren gemäß § 8 -10 Wasser-

haushaltsgesetz bei der unteren Wasserbehörde des Landkreises 

Börde zu beantragen.  

Hinweis 4:  

Aufgrund der geringen Geschütztheit des Grundwassers sind bei 

sämtlichen Handlungen und Maßnahmen die allgemeinen Sorgfalts-

pflichten nach § 5 WHG in besonderem Maße zu beachten.  

  

Wasserbau:   

Aus wasserbaulicher Sicht bestehen gegen dieses Bauvorhaben 

keine Bedenken.  
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Zum weiteren Verfahrensverlauf 

Nach Abwägung durch die Gemeinde gemäß § 3 Abs. 2 Satz 4 

BauGB bitte ich um Mitteilung des Ergebnisses.  

  

Nach In-Kraft-Treten der Planung ist dem Amt für Kreisplanung, als 

Grundlage für nachfolgende weitere Planungen oder Genehmi-

gungsverfahren, ein ausgefertigtes und bekannt-gemachtes 

Planexemplar (einschl. Begründung und Satzungsbeschluss) in be-

glaubigter Kopie zur Verfügung zu stellen.  

Das Amt für Kreisplanung ist über das durch Bekanntmachung 

nach § 10 Abs. 3 BauGB bewirkte In-Kraft-Treten des B-Planes zu 

informieren.  

 

Diese Stellungnahme ersetzt nicht die Genehmigung, Planfest-

stellung oder sonstige behördliche Entscheidungen entspre-

chend den Rechtsvorschriften. 

 

      b) Öffentlichkeitsbeteiligung – Es sind keine Stellungnahmen eingegangen. 
 


